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(Nr. 10529.) Geſetz zur Abänderung des Geſetzes, betreffend das Staatsſchuldbuch, vom 
20. Juli 1883. Vom 24. Juli 1904. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen z. 
verordnen unter Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 
was folgt: 
Artikel J. 
Das Geſetz, betreffend das Staatsſchuldbuch, vom 20. Juli 1883 (Geſetz⸗ 
Samml. S. 120) wird dahin abgeändert: 

J. Der § 4 Nr. 3 erhält folgende Faſſung: 

3. einzelne eingetragene Genoſſenſchaften und einzelne eingeſchriebene 
Hilfskaſſen, welche im Gebiete des Deutſchen Reichs ihren Sitz 
haben, ſowie einzelne juriſtiſche Perſonen. 

II. Der erſte Abſatz des §7 erhält folgenden Zuſatz: 

Als geſetzlicher Vertreter einer juriſtiſchen Perſon, die nicht 
im Gebiete des Deutſchen Reichs ihren Sitz hat, gilt, wer ſeine 
Vertretungsbefugnis nach den vom Finanzminiſter erlaſſenen Aus⸗ 
führungsbeſtimmungen nachgewieſen hat. 
III. An die Stelle des § 21 tritt folgende Vorſchrift: 
5 

An Gebühren werden erhoben: 

1. für Eintragungen und Löſchungen, jede Einſchrift in das Staatsſchuld⸗ 
buch beſonders gerechnet, 25 Pfennig von je angefangenen 1000 Mark 
des Betrags, über den verfügt wird, zuſammen mindeſtens 1 Mark; 
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2. für die Ausreichung von Staatsſchuldverſchreibungen für je angefangene 
1000 Mark Kapitalbetrag 50 Pfennig, zuſammen mindeſtens 1 Mark. 

Gebühren werden nicht erhoben: 

1. für die Eintragungen bei der Umwandlung von Staatsſchuld— 
verſchreibungen in Buchſchulden des Staates, 

2. für Eintragung und Löſchung von Vermerken über Bevollmächtigungen 
ſowie über Anderungen in der Perſon oder der Wohnung des ein— 
getragenen Berechtigten (§ 10 Abſ. 3), 

3. für Eintragung und Löſchung von Vermerken, nach welchen ein 
Vormund, Pfleger oder Beiſtand über eine Forderung, die zu dem 
ſeiner Verwaltung unterſtellten Vermögen gehört, nur mit Genehmigung 
des Vormundſchaftsgerichts verfügen kann ($$ 1815, 1816, 1915 und 
1693 des Bürgerlichen Geſetzbuchs). 

Die Gebühren werden von dem Antragſteller, ſoweit nötig, im Ver— 
waltungszwangsverfahren eingezogen. Auch kann die Vorausbezahlung der 
Gebühren gefordert werden. 

An Gebühren für die gerichtliche oder notarielle Beglaubigung der Anträge 
($ 10 Abſ. 2) find zu erheben: a 

bei Beträgen bis 2000 Mark: 1 Mark 50 Pfennig, 

bei Beträgen über 2000 Mark: 3 Mark, 
ſoweit nicht gemäß § 42 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes vom 25. Juni 1895 
in der Faſſung der Bekanntmachung vom 6. Oktober 1899 Geſetz-Samml. 
S. 326) eine geringere Gebühr zur Hebung kommt. 


Artikel II. 
Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
Mit ſeiner Ausführung iſt der Finanzminiſter beauftragt. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Drontheim, an Bord M. J. „Hohenzollern“, den 24. Juli 1904. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bülow. Schönſtedt. Gr. v. Poſadowsky. Studt. 
Frhr. v. Rheinbaben. v. Podbielski. Frhr. v. Hammerſtein. 
Möller. v. Budde. 
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(Nr. 10530.) Geſetz, betreffend die Dienſtbezüge der Kreistierärzte. Vom 24. Juli 1904. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen unter Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags Unſerer Monarchie, 
was folgt: 
$1. 


Die Kreistierärzte (Bezirkstierärzte in den Hohenzollernſchen Landen) er— 
halten für amtliche Verrichtungen, deren Koſten der Staatskaſſe zur Laſt fallen, 
ſoweit dieſes Geſetz nicht in den §§ 3, 4 ein anderes beſtimmt, außer ihren 
etatsmäßigen Bezügen keine weitere Vergütung aus der Staatskaſſe. 


92. 

Bei anderen amtlichen Verrichtungen, insbeſondere ſolchen, welche durch 
ein Privatintereffe veranlaßt find oder für ortspolizeiliche Intereſſen in Anſpruch 
genommen werden, deren Befriedigung den Gemeinden geſetzlich obliegt, ſind 
die Kreistierärzte von den Beteiligten zu entſchädigen. 

Die Höhe der Entſchädigung iſt in Ermangelung einer gütlichen Einigung 
von dem Regierungspräſidenten, innerhalb des der Zuſtändigkeit des Polizei— 
präſidenten von Berlin unterſtellten Bezirkes von dieſem endgültig feſtzuſetzen. 
Die feſtgeſetzte Entſchädigung unterliegt der Einziehung im Verwaltungszwangs⸗ 
verfahren. Die Vollſtreckungsbehörde wird von dem Regierungspräſidenten be⸗ 
ſtimmt. 

SB, 


Für die Tätigkeit als gerichtliche Sachverſtändige ſteht den Kreistierärzten 
ein Anſpruch auf Gebühren nach einem Tarife zu, der nebſt den erforderlichen 
Ausführungsbeſtimmungen durch den Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und 
Forſten im Einvernehmen mit dem Finanzminiſter und dem Juſtizminiſter er— 
laſſen wird. 

Der Tarif iſt durch die Geſetz- Sammlung bekannt zu machen. 


§ 4. 

Die Kreistierärzte erhalten bei den im § 1 bezeichneten amtlichen Verrich— 
tungen aus der Staatskaſſe Tagegelder und Reiſekoſten nach Maßgabe der für 
Staatsbeamte geltenden allgemeinen geſetzlichen Beſtimmungen. 

Die Tagegelder und Reiſekoſten in gerichtlichen Angelegenheiten ($ 3) 
werden durch Königliche Verordnung feſtgeſetzt. Tagegelder werden nur inſoweit 
gezahlt, als fie die tarifmäßigen Gebühren überfteigen. 


§ 5. 
Sind mehrere amtliche Verrichtungen auf einer Reiſe in einer Entfernung 
von mindeſtens zwei Kilometern vom Wohnorte des Kreistierarztes vorgenommen 
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worden und iſt eine Verteilung der Koſten auf die verſchiedenen Verrichtungen 
erforderlich, ſo ſind für die ganze Reiſe Tagegelder und Reiſekoſten nach den für 
Staatsdienſtreiſen geltenden Sätzen zu berechnen und gleichmäßig nach der Zahl 
der Geſchäfte auf dieſe zu verteilen; hierbei gelten mehrere an demſelben Orte für 
denſelben Zahlungspflichtigen verrichtete Dienſtgeſchäfte der in den $$ 1, 2 
bezeichneten Art als ein Geſchäft. 

Für die in den §§ 1, 3 bezeichneten Geſchäfte ift an Tagegeldern und 
Reiſekoſten der nach Abſ. 1 berechnete Anteil, jedoch nicht mehr zu entrichten, 
als wenn zur Ausführung des Geſchäfts eine beſondere Reiſe unternommen 
wäre. Inwieweit die auf Geſchäfte der im § 2 bezeichneten Art entfallenden 
Anteile zu entrichten find oder außer Anſatz bleiben, richtet fi) nach § 2 Abſ. 2. 

Die vorſtehenden Beſtimmungen finden entſprechende Anwendung auf die 
bei Verrichtungen am Wohnort oder in einer Entfernung von weniger als zwei 
Kilometern von dieſem entſtandenen Auslagen für Fuhrkoſten. 

Tagegelder können auch dann, wenn mehrere Dienſtreiſen an einem Tage 
erledigt werden, nur einmal beanſprucht werden. 


§ 6. 

Werden andere Tierärzte, beamtete oder nicht beamtete, zu einer der in 
den §d 2, 3 bezeichneten Verrichtungen amtlich aufgefordert, fo erhalten fie 
Entſchädigungen und Gebühren nach Maßgabe der $$ 2, 3 ſowie im Falle 
des § 3 dieſelben Reiſekoſten und Tagegelder, welche den Kreistierärzten nach 
§ 4 Abſ. 2 und § 5 zuſtehen, ſofern fie nicht nach ihrer Amtsſtellung Anſpruch 
auf höhere Sätze haben. 

Werden nicht beamtete Tierärzte zu einer der im § 1 bezeichneten Verrich— 
tungen amtlich aufgefordert, ſo erhalten ſie eine in Ermangelung einer Verein— 
barung von dem Regierungspräſidenten endgültig feſtzuſetzende angemeſſene Ent- 
ſchädigung. 
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Die Kreistierärzte erwerben einen Anſpruch auf Penſion nach den Be— 
ſtimmungen des Penſionsgeſetzes vom 27. März 1872 (Geſetz-Samml. S. 268) 
und den dazu erlaſſenen Abänderungsgeſetzen. Inwieweit außer dem Gehalt 
andere Dienſtbezüge der Penſionsberechnung zu Grunde zu legen ſind, wird 
durch den Staatshaushalts-Etat beſtimmt. 


8. 

Kreistierärzte, die das 65. Lebensjahr vollendet haben oder wegen Schwäche 
ihrer körperlichen oder geiſtigen Kräfte zu der Erfüllung ihrer Amtspflichten 
dauernd unfähig ſind, können in der Zeit von der Verkündung bis zum Inkraft⸗ 
treten dieſes Geſetzes unter Gewährung einer Penſion, deren Höhe ohne Rückſicht 
auf die Dauer der Dienſtzeit 1800 Mark beträgt, in den Ruheſtand verſetzt werden. 

Die Entſcheidung darüber, ob die Vorausſetzungen des Abf. 1 vorliegen, 
trifft der Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten endgültig. 


92. 

Die Beſtimmungen des Geſetzes, betreffend die den Medizinalbeamten für 
die Beſorgung gerichtsärztlicher, medizinal- oder ſanitätspolizeilicher Geſchäfte zu 
gewährenden Vergütungen, vom 9. März 1872 (Geſetz-Samml. S. 265), der 
Verordnung vom 17. September 1876 Geſetz-Samml. S. 411) und des Ge: 
ſetzes vom 2. Februar 1881 (Gefeß-Samml, S. 13) werden für die beamteten 
und nicht beamteten Tierärzte aufgehoben; ebenſo die $$ 8, 11 der Kur 
heſſiſchen Verordnung, das Landgeſtütweſen betreffend, vom 14. November 1827 
(Kurheſſiſche Geſetz-Samml. S. 49) und die §§ 88, 91 Abſ. 3 der Kur 
heſſiſchen Medizinalordnung vom 10. Juli 1830 (Kurheſſiſche Geſetz-Samml. 
S. 29 


* 
Es, 
Die Vorſchriften des § 8 treten ſofort in Kraft. Im übrigen wird der 
Zeitpunkt des Inkrafttretens dieſes Geſetzes durch Königliche Verordnung beſtimmt. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Drontheim, an Bord M. J. „Hohenzollern“, den 24. Juli 1904. 


(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Bülow. Schönſtedt. Gr. v. Poſadowsky. Studt. 
Frhr. v. Rheinbaben. v. Podbielski. Frhr. v. Hammerſtein. 
Möller. v. Einem. 


(Nr. 10531.) Verfügung des Juſtizminiſters, betreffend die Anlegung des Grundbuchs für 
einen Teil der Bezirke der Amtsgerichte Camberg, Diez, Sankt Goarshauſen, 
Herborn, Katzenelnbogen, Langenſchwalbach, Limburg a. L., Naſtätten, 
Runkel und Wallmerod. Vom 22. Juli 1904. 


Aa Grund des Artikels 15 der Verordnung, betreffend die Anlegung der Grund— 
bücher im Gebiete des vormaligen Herzogtums Naſſau, vom 11. Dezember 1899 
GGeſetz-Samml. S. 595) beſtimmt der Juſtizminiſter, daß die zur Anmeldung 
von Rechten behufs Eintragung in das Grundbuch vorgeſchriebene Ausſchlußfriſt 
von ſechs Monaten 
für die zum Bezirke des Amtsgerichts Camberg gehörige Gemeinde Haintchen, 
für die zum Bezirke des Amtsgerichts Diez gehörige Gemeinde Giershauſen, 
für die zum Bezirke des Amtsgerichts Sankt Goarshauſen gehörige Ge— 
meinde Caub, ö n : 
für die zum Bezirke des Amtsgerichts Herborn gehörige Gemeinde Medenbach, 
für die zum Bezirke des Amtsgerichts Katzenelnbogen gehörige Gemeinde 
Kördorf, 
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für die zum Bezirke des Amtsgerichts Langenſchwalbach gehörige Gemeinde 
Daisbach, 

für die zum Bezirke des Amtsgerichts Limburg a. L. gehörige Gemeinde 
Niederbrechen, 

für die zum Bezirke des Amtsgerichts Naſtätten gehörige Gemeinde Buch, 

für die zum Bezirke des Amtsgerichts Runkel gehörige Gemeinde Arfurt, 

für die zum Bezirke des Amtsgerichts Wallmerod gehörigen Gemeinden 
Härtlingen und Steinefrenz i 

am 1. September 1904 beginnen ſoll. 


Berlin, den 22. Juli 1904. 


Der Juſtizminiſter. 
Schönſtedt. 


Berge eg 

: Bekanntmachung. 

Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 Geſetz-Samml. S. 357) 
ſind bekannt gemacht: 

1. der Allerhöchſte Erlaß vom 21. Dezember 1903, betreffend die Ge⸗ 
nehmigung der von der Kremmen-Neu-Ruppin⸗Wittſtocker Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft beſchloſſenen Erhöhungen des Baukapitals der Nebeneiſenbahn 
von Kremmen nach Wittſtock ſowie des Grundkapitals der Geſellſchaft, 
durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Potsdam und der Stadt 
Berlin Jahrgang 1904 Nr. 29, S. 269, ausgegeben am 22. Juli 1904; 

2. der Allerhöchſte Erlaß vom 25. März 1904, betreffend die Verleihung 
des Rechtes zur Chauſſeegelderhebung uſw. an den Chauſſee-Unterhaltungs⸗ 
verband Nikolai-Zarzytſche Podleſie im Kreiſe Pleß für die in feine 
dauernde Unterhaltung übernommene Chauſſee von Nikolai nach Podleſie, 
durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Oppeln Nr. 21, S. 152, 
ausgegeben am 20. Mai 1904, 5 

3. das am 12. Mai 1904 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Genoſſenſchaft 
zur Melioration der ſauren Epſcheid zu Breckerfeld im Landkreiſe Hagen 
durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Arnsberg Nr. 29, S. 479, 
ausgegeben am 16. Juli 1904; 

4. das am 1. Juni 1904 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Entwäſſerungs⸗ 
genoſſenſchaft zu Borrentin im Kreiſe Demmin durch das Amtsblatt der 
Königl. Regierung zu Stettin Nr. 29, S. 227, ausgegeben am 
15. Juli. 1904. 


Redigiert im Bureau des Staatsminiſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


